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nats auch statistische Aussagen zum Stand im laufenden Jahr 
und im Vergleich zum Vorjahr treffen zu können. Ein,Ergeb­
nis des Programmabschnitts Datenverdichtung ist die' Uber- 
gabediskette für das Ministerium der Justiz, die alle für eine 
zentrale Auswertung notwendigen Daten der Kreis- und Be­
zirksgerichte enthält.

Der Datenverdichtung schließt sich die Datenauswertung 
an. Das Programm bietet dafür den Bezirksgerichten und dem 
Ministerium der Justiz spezifische Kombinationstabellen zur 
Auswahl. Diese Tabellen berücksichtigen langjährige Erfah­
rungen der statistischen Aufbereitung. Ihre Aussagekraft 
konnte jedoch durch die programminterne Berechnung von 
Leistungs- und Belastungswerten erhöht und damit insgesamt 
leitungswirksamer gestaltet werden. Das Programm ASTA ist 
für weitere Kombinationstabellen offen.

Die bisher mit ASTA erreichten Ergebnisse lassen die Ein­
schätzung zu, daß dieses justizspezifische Statistikprögramm 
stabil ist und sich in der Praxis bewährt.

Der Rationalisierungseffekt zeigt sich dabei in mehrfacher 
Hinsicht:

1. ASTA führt zu einer spürbaren Verringerung der Ar­
beitszeit für die Datenerfassung, -aufbereitung und -auswer- 
tung. Im Bezirk Frankfurt (Oder) erforderte die manuelle 
Statistik durchschnittlich 2 Arbeitstage. Die Aufbereitung der 
Daten für Quartals-, Halbjahres- oder Jahresinformationen 
und insbesondere die Erarbeitung von Vorjähresvergleichen 
erhöhte das Maß notwendiger Arbeitszeit um ein mehrfaches. 
ASTA verringert diesen Zeitanteil generell auf ca. 90 Minu­
ten.

2. Die statistischen Informationen werden mit ASTA aktu­
eller und damit leitungswirksamer. Die Kombiriationstabellen

lassen einen sofortigen Überblick über Entwicklungen und 
quantitative Ergebnisse der Rechtsprechung erster und zwei­
ter Instanz, über die Dauer der Verfahrensbearbeitung, Erle­
digungsquoten und die zahlenmäßige Entwicklung anhängiger 
Verfahren zu. Alle Kombinationstabellen können nach meh­
reren Auswahlkriterien abgerufen werden (z. B. Verfahren 
insgesamt oder einzelner Rechtsgebiete). Wahlweise können 
die Ergebnisse des aktuellen Monats, des kumulativen Standes 
im laufenden Jahr oder als erweiterte Kombinationstabelle 
mit Vorjahresvergleichswerten abgerufen werden. Da diese 
Aussagen ohne weitere Vorbereitung jederzeit verfügbar sind, 
wird die rechnergestützte Statistik zu einem wirksamen Hilfs­
mittel für die Leitung der Rechtsprechung und der gerichtli­
chen Tätigkeit.

3. Schließlich sollte nicht unberücksichtigt bleiben, daß der 
programmgesteuerte Ausdruck der Kombinationstabellen auch 
die Schreibbüros spürbar entlastet.

Das Programm ASTA ist eine Teillösung bei der Schaffung 
justizspezifischer. Software auf dem Gebiet der Gerichtsstati­
stik. Die bisherigen Erfahrungen damit verdeutlichen aber 
überzeugend, daß der mit der Grundorientierung gewiesene 
Weg zu einer umfassenden Rationalisierung und Qualifizie­
rung der Arbeit führt. Mit der Einbeziehung der gerichtlichen 
Öffentlichkeitsarbeit und der Arbeitsstatistik der Kreisgerichte 
in das Computerprogramm werden diese Arbeiten planmäßig 
fortgesetzt. ' , . .

LOTHAR HABERMANN,
Abteilungsleiter im Ministerium der Justiz 
HORST-A. VOGEL,
Hauptprojektant im VEB Datenverarbeitungszentrum Cottbus

Fragen und Antworten
Ist einem Antrag des Unterhaltsberechtigten auf Informations­
hilfe auch dann stattzugeben, wenn der Unterhaltsverpflich­
tete zwar regelmäßig in der im Vollstreckungstitel festgelegten 
Höhe Unterhalt auf das Konto des Berechtigten überweist, 
aber nach einem Wohnsitzwechsel seine neue Anschrift nicht 
mitteilt und es dem Unterhaltsberechtigten nicht gelingt, die 
Anschrift zu ermitteln? v i

Nach § 2 Aljs. 1 der UnterhaltssicherungsVO (USVO) vom
19. Mai 1988 (GBl. I Nr. 11 S. 129) besteht eine Informations­
pflicht u. a. für alle Veränderungen, die die Durchsetzung des 
Unterhaltsanspruchs betreffen. Eine solche Veränderung ist 
auch der Wechsel der Anschrift durch den Unterhaltsverpflich­
teten. Ist seine Anschrift nicht mehr bekannt, so erschwert das 
die Durchsetzung des Unterhaltsanspruchs, und zwar nicht nur 
dann, wenn eine Vollstreckung notwendig werden sollte, son­
dern auch für den Fall, daß' Abänderungsklage zu erheben 
oder — wie hier — ein. Informationshilfeverfahren durchzufüh­
ren wäre.

Eine Veränderung der Anschrift des Verpflichteten ist häu­
fig mit einem Wechsel der Arbeitsstelle verbunden. Das gibt 
i. S. der §§ 3 Abs. 1 Buchst, b, 4 Abs. 1 Satz 2 USVO immer „be­
gründeten Anlaß“ zu der Annahme, daß sich das Einkommen 
des Verpflichteten erhöht hat.

Es würde dem rechtspolitischen Anliegen des Informa- 
tionsMlfeverfahrens zuwider laufen, wenn der Sekretär des 
Kredsgerichts den Antrag auf Informationshilfe mit der Be­
gründung zurückweisen würde, es fehle in diesem Fall an der 
Voraussetzung des § 3 Abs. 1 Buchst, а USVO, wonach der Un­
terhaltsverpflichtete trotz Aufforderung die Information über 
sein Einkommen verweigert haben muß. /

Vielmehr ist das Problem des gerichtlichen Rechtsschutzes 
hier ähnlich zu lösen wie bei einer Klage gegen einen Verklag­
ten mit unbekanntem Aufenthalt.

§12 Abs. 1 ZPO schreibt zwingend vor, in der Klage die 
Anschrift des Verklagten vollständig anzugeben, und § 28 ZPO 
fordert vom Gericht die Prüfung, ob die Klage ordnungsge­
mäß erhoben ist. Ist das nicht der Fall, kann' das zur Klage­
abweisung führen (vgl. Bericht des Präsidiums an die 1. Ple­
nartagung des Obersten Gerichts am 27. Jähuar 1982, OG-In- 
formationen 1982, Nr. 2, S. 9; Ziff. 1 der Gemeinsamen Stand­
punkte zur Anwendung von Bestimmungen der ZPO vom
20. November 1985, OG-Informationen 1986, Nr. 1, S. 13 f.).

Eine nicht den Erfordernissen entsprechende Klage schließt
in der Regel eine Vorbereitung, der mündlichen Verhandlung 
aus. Bei behaupteter unbekannter Anschrift des Verklagten 
wird jedoch anders Verfahren: Es wird durch eigene Ermitt-,

lumgen des Gerichts, also durch vorbereitende Maßnahmen ge­
prüft, ob die Voraussetzungen für did Bestellung eines Pro­
zeßbeauftragten gemäß § 36 Abs. 1 Z.iff. 3 ZPO vor liegen; dieser 
wird ggf. bestellt und damit erst die Ordnungsmäßigkeit der 
Klage herbeigeführt. Der unbekannte Aufenthalt des Verklag­
ten führt also in Verfahren nach der ZPO nicht zur Verwei­
gerung des gerichtlichen Rechtsschutzes.

• Ebensowenig kann Rechtsschutz in Verfahren nach der 
USVO verweigert werden, wenn der Unterhaltsverpflichtete 
seine Anschrift vor dem Unterhaltsberechtigten geheimhält 
und es diesem damit unmöglich macht, ihn zur Erfüllung sei­
ner Informationspflichten aufzufordern. Allerdings würde die 
analoge Anwendung von § 36 ZPO — also die Bestellung eines 
Prozeßbeauftragten für den Antragsgegner — das Problem 
nicht lösen können. Vielmehr- ist im vorliegenden Fall das In­
formationshilfeverfahren dann damit zu beginnen, daß das 
Gericht zunächst die neue Anschrift des Schuldners ermittelt. 
Danach wird er gemäß § 4 Abs. 1 USVO wie in anderen Ver­
fahren zur Stellungnahme zum Antrag und darüber hinaus 
zur Mitteilung seiner derzeitigen Arbeitsstelle sowie ihrer An­
schrift aufgefordert.

Eine Unterbrechung des Informationshrlfeverfahrens nach 
Ermittlung der Anschrift des Schuldners, damit dieser nun­
mehr erst vom Unterhaltsberechtigten gemäß § 3 Abs. 1 
Buchst, а USVO zur Information aufgefordert werden kann, 
ist hingegen abzulehnen. Sie wäre weder bürgerfreundlich 
noch für das Gericht rationell und widerspräche der Verant­
wortung des Gerichts aus dem mit dem Antrag des Unterhalts­
berechtigten begründeten Prozeßrechtsverhältnis (vgl. Zivil­
prozeßrecht, Lehrbuch, Berlin 1980, S. 56 L).

Wird staatliche Unterhaltsvorauszahlung' gewährt, wenn nach 
der Scheidung der nichterziehungsberechtigte Unterhaltsver­
pflichtete seinen Wohnsitz weiterhin in der bisherigen Ehe­
wohnung hat?

Gemäß § 7 Abs. 1 Buchst, а TISVO wind'staatliche Unterhalts­
vorauszahlung dann nicht gewährt, wenn der Erziehungsbe­
rechtigte des Unterhaltsgläubigers mit dem Unterhaltsver­
pflichteten in einem gemeinsamen H a u s h a l t  lebt. Ein sol­
cher Sachverhalt liegt in der Regel bei geschiedenen Ehegatten 
nicht vor: Sie führen keinen gemeinsamen Haushalt mehr, 
sondern bewohnen nur deshalb noch dieselbe Wohnung, weil 
der zur Räumung Verpflichtete noch keine andere Wohn- 
möglichkeit hat.

Die genannte Bestimmung schließt in erster Linie die Ge­
währung staatlicher Unterhaltsvorauszahlung an den Erzie-


